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Gesetzliche Grundlage:
Artikel 6, IX, 2° des Sondergesetzes vom 8. August 1980  zur Reform der Institutionen

Erlass der Wallonischen Regierung vom 11. Mai 1995 über die Einstellung von Bezuschussten Vertragsarbeitnehmern bei bestimmten öffentlichen Behörden und gleichgestellten Arbeitgebern
Vorbemerkung
Bezuschusste Vertragsarbeitnehmer (BVA) müssen bestimmte Kriterien, die im Folgenden nochmals genau angeführt werden, erfüllen. 
1 Profil der BVA-Beschäftigten
Eine BVA-Stelle kann gemäß Erlass der Wallonischen Regierung vom 11. Mai 1995 über die Einstellung von Bezuschussten Vertragsarbeitnehmern bei bestimmten öffentlichen Behörden und gleichgestellten Arbeitgebern von einer der folgenden Personen besetzt werden:

· die in der Deutschsprachigen Gemeinschaft wohnhaften unbeschäftigten Arbeitsuchenden;

Personen, die in der Deutschsprachigen Gemeinschaft wohnhaft sind, müssen am Vortag der Einstellung demnach beim Arbeitsamt als unbeschäftigte Arbeitsuchende eingetragen sein. Somit können Schulabgänger, die ihren Wohnsitz in der Deutschsprachigen Gemeinschaft haben, ebenfalls in den Genuss einer BVA-Stelle gelangen. Die 12-monatige Eingliederungszeit (vormals Wartezeit) entfällt.

Personalmitglieder, die bereits teilzeitig irgendwo beschäftigt sind, können keine BVA-Stelle bekleiden. Der Antragsteller muss am Vortag der Einstellung unbeschäftigt sein. Es ist allerdings wohl möglich zeitgleich mit der Einstellung unter BVA-Vertrag eine andere Tätigkeit (z.B. zeitweilige Einstellung im Unterrichtswesen) zu beginnen.
ACHTUNG: Personen, die im vorhergehenden Schuljahr im Unterrichtswesen in der Deutschsprachigen oder Französischen Gemeinschaft tätig waren, müssen sich während der Monate Juli und August  nicht beim Arbeitsamt als unbeschäftigte Arbeitsuchende eintragen, um am 1. September als BVA-Kraft im Unterrichtswesen in der Deutschsprachigen Gemeinschaft beschäftigt werden zu können. Der Beschäftigungsumfang im vorhergehenden Schuljahr spielt hierbei keine Rolle. Es reicht, wenn das Personalmitglied mindestens einen Tag im Unterrichtswesen tätig war. Ebenfalls nicht von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der Wohnsitz des Personalmitglieds. Die Regelung gilt sowohl für Personen, die in der Deutschsprachigen Gemeinschaft wohnen, als auch für Personen, die ihren Wohnsitz in der Französischen Gemeinschaft haben. Diese Regelung findet keine Anwendung, falls die Einstellung nach dem 1. September erfolgt.
· die gemäß Königlichen Erlass vom 25. November 1991 zur Regelung der Arbeitslosigkeit entschädigten, unbeschäftigten Vollarbeitslosen;
Personen, die ihren Wohnsitz nicht in der Deutschsprachigen Gemeinschaft haben, müssen am Vortag der Einstellung während mindestens einem Tag Arbeitslosengeld oder Eingliederungsbeihilfe (vormals  Wartegeld) bezogen haben.

AUSNAHME: Personen, die nicht in der Deutschsprachigen Gemeinschaft wohnen, im vorhergehenden Schuljahr jedoch im Unterrichtswesen in der Deutschsprachigen oder Französischen Gemeinschaft tätig waren, müssen sich während der Monate Juli und August nicht beim Arbeitsamt als unbeschäftigte Arbeitsuchende eintragen und während einem Tag eine Entschädigung bezogen haben, um am 1. September als BVA-Kraft im Unterrichtswesen in der Deutschsprachigen Gemeinschaft beschäftigt werden zu können. 
· die unbeschäftigten Empfänger einer Einkommensersatzbeihilfe oder einer Eingliederungsbeihilfe auf Grund des Gesetzes vom 27. Februar 1987 über die Beihilfen für Personen mit Behinderung;

· die in Artikel 89 des Königlichen Erlasses vom 25. November 1991 zur Regelung der Arbeitslosigkeit erwähnten Arbeitslosen;

· die entschädigten Vollarbeitslosen, die einer Berufsausbildung folgen, die durch das Arbeitsamt der Deutschsprachigen Gemeinschaft, das Institut für Aus- und Weiterbildung im Mittelstand und in kleinen und mittleren Unternehmen oder durch die Dienststelle für Personen mit Behinderung organisiert oder anerkannt ist;

· die unbeschäftigten Empfänger des Eingliederungseinkommens, das durch das Gesetz vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung vorgesehen ist;

· die unbeschäftigten Sozialhilfeempfänger, die auf Grund ihrer Staatsangehörigkeit kein Anrecht auf das im Gesetz vom 26. Mai 2002 über das Recht auf soziale Eingliederung vorgesehene Eingliederungseinkommen haben, die im Fremdenregister eingetragen sind, insofern sie von der Beantragung einer Arbeitserlaubnis gemäß Artikel 2 des Königlichen Erlasses vom 9. Juni 1999 befreit sind oder im Besitz einer Arbeitserlaubnis sind;

· die Asylbewerber, die im Besitz einer gültigen Arbeitserlaubnis C gemäß Artikel 17, 1. des Königlichen Erlasses vom 9. Juni 1999 sind;
· die ehemaligen unbeschäftigten Grenzgänger gemäβ der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlamentes und Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme zur sozialen Sicherheit, die beim Arbeitsamt als arbeitsuchend eingetragen sind.

Als arbeitsuchende, unbeschäftigte, ehemalige Grenzgänger gelten Personen, die im Ausland wohnen und deren letzte Arbeitsstelle in Belgien war. 
2 Vorgehensweise bei der Einstellung von BVA-Kräften
2.1 Einstellung von Personen, die im vorhergehenden Schuljahr im Unterrichtswesen tätig waren

2.1.1 Einstellung zum 1. September

Personen, die im vorhergehenden Schuljahr im Unterrichtswesen in der Deutschsprachigen oder Französischen Gemeinschaft tätig waren, müssen sich während der Sommerferien nicht beim Arbeitsamt als arbeitsuchend eintragen, um am 1. September als BVA-Kraft im ostbelgische Unterrichtswesen beschäftigt werden zu können. Der Beschäftigungsumfang im vorhergehenden Schuljahr spielt hierbei keine Rolle. Es reicht, wenn das Personalmitglied mindestens einen Tag im Unterrichtswesen tätig war.  Ebenfalls nicht von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der Wohnsitz des Personalmitglieds. Die Regelung gilt sowohl für Personen, die in der Deutschsprachigen Gemeinschaft wohnen, als auch für Personen, die ihren Wohnsitz in der Französischen Gemeinschaft haben. Diese Regelung findet keine Anwendung, falls die Einstellung nach dem 1. September erfolgt.

Vor der Einstellung ist keine Kontaktaufnahme mit dem Arbeitsamt erforderlich. Das Ausfüllen eines PL-63 Formulars entfällt somit. Eine Einstellung der Personen darf jedoch erst erfolgen, wenn eine schriftliche Bestätigung des Fachbereichs Unterrichtspersonal des Ministeriums vorliegt, dass die Personen die hierüber angeführten Bedingungen erfüllen. Zu diesem Zweck ist vor der Einstellung per E-Mail eine Anfrage an Frau Alexa Theiss (alexa.theiss@dgov.be)

zu richten. Falls es sich um ein Personalmitglied handelt, das im vergangenen Schuljahr im Unterrichtswesen in der Französischen Gemeinschaft tätig war, ist dieser Anfrage eine Kopie der vom Schulleiter oder Schulträger aus der Französischen Gemeinschaft ausgestellten Dienstbescheinigung beizufügen. Die Auszahlung des Gehalts bzw. der Gehaltssubvention ist an die schriftliche Bestätigung seitens des Ministeriums gebunden.  
2.1.2 Einstellung im Laufe des Schuljahres

Siehe Punkt 3.2.

2.2 Einstellung von Personen, die im vorhergehenden Schuljahr nicht im Unterrichtswesen tätig waren

Vor einer Einstellung ist das PL63-Formular (vgl. Anlage) auszufüllen und an folgende Adresse zu senden:

Arbeitsamt der Deutschsprachigen Gemeinschaft
Dienststelle Sankt Vith

Vennbahnstraße 4/2
4780 Sankt Vith
Tel: +32 80 280060
Fax: +32 80 229083
E-Mail: abm@adg.be
Das Arbeitsamt überprüft in der Folge das Profil der jeweiligen Person. Eine Einstellung darf erst erfolgen, wenn die Schule im Besitz des vom Arbeitsamt datierten und unterzeichneten PL63 Formulars ist. Die Auszahlung des Gehalts bzw. der Gehaltssubvention ist an diese Bescheinigung gebunden.  Da der Verwaltungsweg einige Zeit in Anspruch nimmt, insbesondere wenn es sich um Personen handelt, die nicht in der Deutschsprachigen Gemeinschaft wohnen, empfiehlt es sich, rechtzeitig mit dem Arbeitsamt Kontakt aufzunehmen.

3 Einstellungsvertrag für BVA-Kräfte bei öffentlichen Behörden und gleichgestellten Arbeitgebern
Dieser Schulvorschrift liegt als Anlage der in Anwendung des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 11. Mai 1995 zu verwendende BVA-Vertrag bei.

Zu diesem Vertrag sind folgende Anmerkungen zu berücksichtigen:

Zu Artikel 1: Der Vertrag endet spätestens am 30. Juni des betreffenden Schuljahres. Es werden keine unbefristeten Verträge abgeschlossen.

Sowohl das ausgeübte Amt (Lehrer für AK, Lehrer für TK, Aufseher-Erzieher (Internat/Externat), ....) als auch die Klasse(n), in der das Personalmitglied unterrichtet, sind in Artikel 1 anzuführen.

Zu Artikel 4: In diesem Artikel ist der vom Arbeitnehmer im Falle einer Teilzeitbeschäftigung wöchentlich zu leistende Stundenproporz (16/22, 10/20, ...) einzutragen. Nicht auszufüllen ist die Tabelle mit den Arbeitszeiten.

Ein neuer Vertrag ist abzuschließen, wenn sich das BVA-Projekt ändert. Ändert sich lediglich die vom Arbeitnehmer wöchentlich zu leistende Stundenanzahl, ist das in der zweiten Anlage befindliche Addendum auszufüllen. 

Nach Auslauf des BVA-Vertrags ist dem Personalmitglied ein C4-Formular auszustellen, auf dem deutlich anzugeben ist, dass es für die Ferienmonate Juli und August ein „Différé-Gehalt“ bezieht. Dieses Différé-Gehalt wird im Verhältnis zu den im Laufe des Schuljahres geleisteten Diensten berechnet und ihm in den Monaten August und September ausbezahlt.

Es sei darauf hingewiesen, dass die Zuteilung von BVA-Kräften in Form von Stellen und nicht von Stunden erfolgt. 1 BVA-Stelle entspricht einer halben Vollzeitstelle. Wird diese BVA-Stelle auf verschiedene Personalmitglieder und/oder Ämter (evtl. mit unterschiedlichen Teilern) verteilt, darf die Gesamtsumme auf keinen Fall höher als 0,5 Vollzeitstellen sein. Um diese Berechnung vornehmen zu können, müssen die verschiedenen BVA-Zuteilungen in Stellenbrüche (z.B. 5/20 = ¼ Stelle) umgewandelt werden. 

Der Vertrag ist in zwei Exemplaren zu erstellen. Davon ist eines für den Arbeitgeber und eines für den Arbeitnehmer. Eine Kopie des unterzeichneten Vertrags ist an folgende Adresse zu senden:

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft
Fachbereich Unterrichtspersonal 
z. Hd. Frau Alexa Theiss
Gospertstraße 1

4700 Eupen
4 Eintragung beim Arbeitsamt während der Sommermonate
Vor dem Hintergrund der unter Punkt 2 dargelegten Rechtslage ergeht die Empfehlung an alle BVA-Kräfte und zeitweiligen Personalmitglieder des Unterrichtswesens, die die Absicht haben, im anstehenden Schuljahr weiterhin eine Stelle im Unterrichtswesen zu bekleiden, sich nur beim Arbeitsamt als unbeschäftigter Arbeitsuchender einzutragen, wenn man zum 1. September nicht erneut als BVA-Kraft oder Zeitweiliger bezeichnet bzw. eingestellt wurde. 
Danach gilt: Zur Wahrung der Rechte im Bereich der Arbeitslosenunterstützung müssen alle Mitarbeiter des Unterrichtswesens, die bis dahin keine Arbeitsstelle gefunden haben, ab dem 1. September als Arbeitsuchender beim Arbeitsamt eingetragen sein, um ihr eventuelles Anrecht auf Arbeitslosenunterstützung geltend machen zu können (einschließlich des Anrechtes auf Bezug einer Einkommensgarantieunterstützung im Falle einer Teilzeitbeschäftigung). Eine Eintragung beim Arbeitsamt kann in diesem Fall in den letzten Augusttagen vorgenommen werden.

Personalmitglieder, die keiner Tätigkeit mehr im Unterrichtswesen nachgehen möchten, sollten sich bereits Anfang Juli beim Arbeitsamt als Arbeitsuchender eintragen, um Vermittlungsvorschläge seitens des Arbeitsamtes zu erhalten.

5 Vorzeitige Kündigung eines BVA-Vertrags
Artikel 37/5 des Gesetzes über die Arbeitsverträge vom 3. Juli 1978 sieht vor, dass ein Arbeitnehmer, der im Rahmen einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme beschäftigt ist, seinen Arbeitsplatz mit einer Kündigungsfrist von sieben Kalendertagen verlassen darf. Die Kündigungsfrist startet ab dem ersten Montag, der der Woche folgt, in der die Kündigung notifiziert wurde.
Für den Arbeitgeber gelten nachfolgende Kündigungsfristen:
	Dienstalter
	Kündigungsfrist in Wochen



	0 – 3 Monate
	1

	3 – 6 Monate
	2

	6 – 12 Monate
	3

	Ab einem Jahr
	4


6 Weiterführende Informationen
Für weitere Auskünfte zur gesamten Thematik der Einstellung von BVA-Kräften im Unterrichtswesen steht Frau Alexa Theiss, Sachbearbeiterin im Fachbereich Unterrichtspersonal des Ministeriums, zur Verfügung (Tel.: 087/78.96.17 – alexa.theiss@dgov.be).

Auskünfte in Bezug auf die Eintragung  als Arbeitsuchender erteilt das Arbeitsamt der Deutschsprachigen Gemeinschaft (www.adg.be).
Auskünfte zum Bezug von Arbeitslosenunterstützung erteilt das Landesamt für Arbeitsbeschaffung (www.onem.be), die Hilfszahlstelle für Arbeitslosenunterstützungen (www.hvw.fgov.be ) oder die Gewerkschaft.
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